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Inhalt: Staatsvertrag zwifchen Preußen und Elſaß-Lothringen zur Regelung der Lotterieverhältniſſe, 
S. 301. — Bekanntmachung der Miniſterialerklärung vom 22. Auguſt 1910 zu dem zwiſchen der 
Königlich Preußiſchen Regierung und dem Kaiſerlichen Statthalter in Elſaß⸗Lothringen abgeſchloſſenen 
Staatsvertrage vom 28. April 1910 zur Regelung der Lotterieverhältniſſe, S. 30s. 


(Nr. 11082.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Elſaß-Lothringen zur Regelung der 
Lotterieverhältniſſe. Vom 28. April 1910. 


I in die Königlich Preußiſche Regierung und der Kaiſerliche Statthalter 
in Elſaß⸗Lothringen übereingekommen ſind, eine Vereinbarung zur Regelung der 
Lotterieverhältniſſe zu treffen, haben die zu dieſem Zwecke beſtellten Kommiſſare, 
nämlich 
für Preußen: 
der Präſident der General-Lotteriedireftion, Geheime Oberfinanzrat und 
vortragende Rat im Finanzminiſterium Bonnenberg 
REN 
der Geheime Legationsrat und vortragende Rat im Auswärtigen Amte 
Schmidt-Dargitz, 5 
für Elſaß⸗Lothringen: 
der Miniſterialrat Dr. Nobis, 
nachſtehenden Staatsvertrag unter Vorbehalt der Genehmigung abgeſchloſſen: 


Artikel 1. 

Der Kaiſerliche Statthalter in Elſaß-Lothringen räumt der Königlich 
Preußiſchen Regierung für die Dauer dieſes Vertrags das ausſchließliche Recht 
ein, innerhalb Elſaß Lothringens Loſe und Losabſchnitte der Königlich Preußiſchen 
Klaſſenlotterie zu vertreiben, überhaupt nach freiem Ermeſſen alle Anordnungen, 
welche die Königlich Preußiſche Regierung zum Betriebe dieſer Lotterie für er⸗ 
forderlich erachtet, in gleicher Weiſe wie innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets 
zu treffen, insbeſondere auch Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer anzuſtellen 
und die Geſchäfte durch ſie betreiben zu laſſen. Niemand darf ohne Ermächtigung 
der Königlich Preußiſchen Lotterieverwaltung Loſe oder Losabſchnitte der Königlich 
Preußiſchen Klaſſenlotterie in Elſaß Lothringen vertreiben. 
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Artikel 2. 

Die Elſaß⸗Lothringiſche Regierung verpflichtet ſich, während der Dauer 
dieſes Vertrags für Rechnung ihrer Landeskaſſe weder eine eigene Lotterie ein⸗ 
zurichten, noch ſich an einer anderen Lotterie zu beteiligen. Den Vertrieb von 
Loſen oder Losabſchnitten anderer Geldlotterien als der Königlich Preußiſchen 
Klaſſenlotterie oder ſolcher Lotterien, bei denen ſich die Veranſtalter verpflichten, 
an Stelle der Sachgewinne einen Geldbetrag zu gewähren, mögen die Lotterien 
von einem deutſchen oder außerdeutſchen Staate, einem Kommunalverband oder 
einer anderen Korporation, Vereinigung oder Perſon veranſtaltet werden, wird 
ſie ebenſo wie das Spielen in dieſen Lotterien innerhalb Elſaß⸗Lothringens nur 
im Einverſtändniſſe mit der Königlich Preußiſchen Regierung geſtatten. 


Artikel 3. 

Die Elſaß⸗Lothringiſche Regierung hat gegen das Spielen in Gelblotterien, 
die von ihr nicht zugelaſſen find, und gegen den Vertrieb von Loſen und Los⸗ 
abſchnitten von nicht zugelaſſenen Lotterien und Ausſpielungen aller Art ge 
ſetzliche Strafbeſtimmungen erlaſſen, die mit denen des preußiſchen Geſetzes vom 
29. Auguſt 1904 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 255) im weſentlichen überein⸗ 
ſtimmen und am 1. Dezember 1910 in Kraft treten follen; fie wird dieſe Straf⸗ 
beſtimmungen während der Dauer des Vertrags ohne Zuſtimmung der Königlich 
Preußiſchen Regierung weder aufheben noch abändern. 

Ebenſo wird die Elſaß⸗Lothringiſche Regierung während der Dauer des 
Vertrags diejenigen Strafbeſtimmungen aufrechterhalten, welche ſie in Über⸗ 
einſtimmung mit dem preußiſchen Geſetze vom 18. Auguſt 1891 (Preußiſche 
Geſetzſamml. S. 353) erlaſſen hat, um dem ohne Ermächtigung der Königlich 
Preußiſchen Lotterieverwaltung ſtattfindenden gewerbsmäßigen Handel mit preußi⸗ 
ſchen Staatslotterieloſen entgegenzutreten. 


Artikel 4. 

Wegen des Betriebs der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens bleibt der Preußiſche Staat in Elſaß⸗Lothringen 
von allen Steuern und Abgaben, für weſſen Rechnung ſolche auch immer er- 
hoben werden, völlig frei. 5 

Auch darf den Einnehmern der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie wegen 
des Vertriebs von Loſen keinerlei beſondere Steuer oder Abgabe von der Elſaß⸗ 
Lothringiſchen Regierung oder einem Kommunal- oder ſonſtigen Verband auf⸗ 
erlegt werden. 

Artikel 5. 

Die Elſaß⸗Lothringiſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen General⸗ 
Lotteriedirektion und ihrem Präſidenten bei der Auswahl geeigneter Perſönlichkeiten 
für die Stellen der Königlich Preußiſchen Lotterieeinnehmer nach Möglichkeit 
behilflich ſein und die ihr unterſtellten Behörden und Beamten anhalten, allen 
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geſetzlich zuläſſigen Erſuchen der Königlich Preußiſchen General-Lotteriedirektion, 
ihres Präſidenten und ihrer Organe ungeſäumt zu entſprechen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotteriedirektion wird bei der Annahme 
von Lotterieeinnehmern innerhalb Elſaß⸗Lothringens bei gleicher Gewähr für guten 
Loſeabſatz und ordnungsmäßige Geſchäftsführung ſowie bei Leiſtung der vor⸗ 
cee Sicherheit Bewerbern, die Elſaß-Lothringen angehören, den Vor⸗ 
zug geben. 

Sollten von der Elſaß-Lothringiſchen Regierung hinſichtlich der Beſtellung 
oder Entlaſſung eines Lotterieeinnehmers im einzelnen Falle beſondere Wünſche 
geäußert werden, fo wird dieſen von der Königlich Preußiſchen General⸗Lotterie⸗ 
direktion entſprochen werden, falls nicht beſondere, der Elſaß-Lothringiſchen 
Regierung mitzuteilende Bedenken entgegenſtehen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotteriedirektion oder ihr Vertreter wird 
regelmäßig vor der Annahme eines Lotterieeinnehmers innerhalb Elſaß Lothringens 
das Gutachten der von der Elfaß-Lothringifchen Regierung zu bezeichnenden 
Behörde einholen, letzterer auch von jeder Annahme oder Entlaſſung eines ſolchen 
Einnehmers Kenntnis geben. 

Artikel 6. 

Als Gegenleiſtung gegen die in den Artikeln 1 bis 5 enthaltenen Zu⸗ 
geſtändniſſe der Elſaß⸗Lothringiſchen Regierung zahlt die Königlich Preußiſche 
Regierung an die elſaß⸗lothringiſche Landeskaſſe in zwei gleichen, am 2. Januar 
und 1. Juli jedes Jahres fälligen Raten eine jährliche Rente nach Maßgabe der 
Beſtimmungen in Abſ. 2, 3 dieſes Artikels, die erſte Rate am 2. Januar 1911. 

Die Rente beträgt in den erſten acht Jahren der Vertragsdauer jährlich 
550 000 /, in Worten: fünfhundertfünfzigtaufend Mark. In den weiteren 
Jahren der Vertragsdauer, einſchließlich der etwaigen Verlängerungen, wird für 
jedes Jahr ermittelt, wieviel Loſe im Durchſchnitt in der letzten Klaſſe der in 
dem vorhergehenden Jahre abgeſpielten beiden Lotterien von den innerhalb Elſaß⸗ 
Lothringens beſtellten Lotterieeinnehmern abgeſetzt oder feſt übernommen worden 
find, und dieſe Loſezahl vervielfältigt mit einem Einheitsſatze von 40 , in 
Worten: vierzig Mark, für jedes Los, ergibt die Rente, die in dem einzelnen 
weiteren Jahre zu zahlen iſt. Auch für die erſten acht Jahre der Vertragsdauer 
wird die Rente nach dieſer Berechnung in denjenigen Jahren gezahlt, in welchen 
die fo berechnete Rente den vereinbarten feſten Jahresbetrag von 550 000 % 
überſteigt. 

! Falls während der Dauer dieſes Vertrags der ſich zur Zeit auf 161% M 
belaufende, als Spielkapital dienende reine Einſatzpreis eines Loſes, das iſt der 
Geſamtpreis abzüglich Reichsſtempelabgabe und Schreibgebühr des Einnehmers, 
oder die Höhe der planmäßigen Gewinnabzüge des Staates, die gegenwärtig 
14 vom Hundert betragen, geändert werden ſollte, ändert fi) im entſprechenden Ver⸗ 
hältniſſe, jedoch unter Abrundung auf den nächſten in deutſcher Reichswährung 
darſtellbaren Betrag, auch der der Rentenbemeſſung zu Grunde zu legende Ein⸗ 
heitsſatz von 40 W. 
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Artikel 7. 

In welchem Umfange die Königlich Preußiſche Regierung mit Rückſicht 
auf die Beſtimmungen dieſes Vertrags oder aus ſonſtigen Gründen die Loſe der 
Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie vermehren und welche Loſezahl fie den inner- 
halb Elſaß⸗Lothringens anzunehmenden Lotterieeinnehmern zum Vertriebe zuweiſen 
will, bleibt ihr ebenſo wie jede andere, die Einrichtung, die Verwaltung und 
den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie betreffende Anordnung aus- 
ſchließlich überlaſſen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotteriedirektion wird aber den in Elſaß⸗ 
Lothringen beſtellten Lotterieeinnehmern, ſoweit Loſe hierzu verfügbar find, die— 
jenige Zahl von Loſen überweiſen, welche fie ſich für alle Klaſſen zweier auf 
einanderfolgender Lotterien feſt zu übernehmen verpflichten. 

Den in Preußen und ſonſtigen Abſatzgebieten der Königlich Preußiſchen 
Klaſſenlotterie beſtellten Lotterieeinnehmern werden keine günſtigeren Bedingungen 
der Anſtellung und des Vertriebs der Loſe und der Zahl der ihnen überwieſenen 
Loſe zugeftanden werden als den in Elſaß⸗Lothringen beſtellten. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird Vorſorge treffen, daß für die 
Bewohner Elſaß⸗Lothringens genügende angemeſſene Gelegenheit geſchaffen wird, 
Loſe der Königlich Preußiſchen laffenlotierie von den in Elſaß-Lothringen 
beſtellten Lotterieeinnehmern zu beziehen. Etwaigen Wünſchen der Elſaß⸗Lothrin⸗ 
giſchen Regierung in bezug auf die Zahl und den Sitz der Lotterieeinnehmer 
wird die Königlich Preußiſche Regierung tunlichſt Rechnung tragen. 


Artikel 8. 

Der gegenwärtige Vertrag wird vorbehaltlich der Beſtimmung im Artikel 9 
auf die Zeitdauer vom 1. Januar 1911 bis zum 31. Dezember 1930 abge⸗ 
ſchloſſen, fo daß die letzte Rentenzahlung am 1. Juli 1930 zu erfolgen hat. Der 
Vertrag gilt jedesmal als für einen Zeitraum von fünf Jahren verlängert, wenn 
er nicht mindeſtens ein Jahr vor Ablauf ſeiner Geltungsdauer von einem der 
vertragſchließenden Teile gekündigt wird. 


Artikel 9. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, Loſe für die 224. Königlich 
Preußiſche Klaſſenlotterie in Elſaß⸗Lothringen ſchon vor dem Inkrafttreten dieſes 
Vertrags zu vertreiben und die hierzu nötigen Anordnungen nach Maßgabe dieſes 
Vertrags ſchon vor deſſen Inkrafttreten zu treffen. 

Andererſeits iſt, falls dieſer Vertrag von einer Seite gekündigt und nicht 
durch einen anderen Vertrag erſetzt werden ſollte, die Elſaß-Lothringiſche Regierung 
befugt, ſofern ſie alsdann nach der Beendigung des Vertragsverhältniſſes mit 
der Königlich Preußiſchen Regierung eine eigene Staatslotterie einzurichten oder 
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eine andere Lotterie zuzulaſſen gewillt ſein ſollte, die hierzu nötigen Veranſtaltungen, 
einſchließlich des Loſevertriebs, ſchon von dem dem Vertragsablaufe vorangehenden 
1. Dezember ab zu treffen oder zu geſtatten. 


Artikel 10. 
Der Austauſch der Ratifikationsurkunden ſoll ſobald wie möglich in Berlin 
bewirkt werden. 
Deſſen zu Urkund haben die beiderſeitigen Kommiſſare den gegenwärtigen 
Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 
So geſchehen in Berlin, den 28. April 1910. 
(L. S.) Bonnenberg. (L. S.) Nobis. 
(L. S.) Schmidt-Dargitz. 


Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage vom 28. April 1910. 


Die unterzeichneten Kommiſſare waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluß und zur Vollziehung des wegen Regelung der Lotterieverhältniſſe zwiſchen 
dem Königreiche Preußen und dem Reichsland Elſaß⸗Lothringen vereinbarten 
Staatsvertrags zu ſchreiten. s 

Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende, mit den 
Vereinbarungen des Vertrags gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen worden: 


1. 

Alle Beſtimmungen des Vertrags gelten nicht nur für die derzeitige König⸗ 
lich Preußiſche Klaſſenlotterie, ſondern auch für alle während der Dauer des 
Vertrags von der Königlich Preußiſchen Regierung etwa für Rechnung ihrer 
Staatskaſſe noch veranſtalteten Geldlotterien. 


II. 
Zu Artikel 2. 
1. Die Beſtimmung im Artikel 2 Satz 1 des Vertrags findet nicht nur 
auf die nach Art der gegenwärtigen Staatslotterien als dauernde Einrichtung 
veranſtalteten, ſondern auch auf einmalige Lotterien Anwendung. 
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2. Die vertragſchließenden Teile befinden ſich darüber im Einverſtändniſſe, 
daß die bei Abſchluß des Vertrags für Elſaß⸗Lothringen bereits zugelaſſenen 
Privatgeldlotterien von der Beſtimmung im Artikel 2 Satz 2 des Vertrags nicht 
berührt werden, alſo in der bisherigen Weiſe zugelaſſen bleiben. 

3. Es wird vorausgeſetzt, daß für den Fall der Zulaſſung einer Lotterie 
in der Preußiſchen Monarchie die Zulaſſung in Elſaß⸗Lothringen, ſofern nicht 
ganz beſonders dringende Gründe vorliegen, von der Königlich Preußiſchen 
Regierung nicht beanſtandet werden wird. 

4. Für die Zulaſſung von Wohltätigkeitsgeldlotterien ſollen in Elſaß⸗ 
Lothringen keine ſtrengeren Grundſätze zur Anwendung gelangen als in Preußen. 


III. 


Zu Artikel 4. 

1. Unter „beſonderen Steuern und Abgaben“ im Sinne des Artikel 4 
Abſ. 2 ſind nur ſolche Steuern und Abgaben zu verſtehen, die darauf abzielen, 
das Einkommen der Lotterieeinnehmer, das fie als ſolche beziehen, in weiter— 
gehendem Maße ſteuerlich zu belaſten, als es nach den allgemein geltenden Steuer⸗ 
geſetzen belaſtet werden würde. 

2. Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß die Königlich Preußiſchen 
Lotterieeinnehmer in dieſer Eigenſchaft ſteuerlich nicht als ſelbſtändige Gewerbe⸗ 
treibende, die der Gewerbeſteuer unterliegen, zu betrachten ſind. 


IV. 
Zu Artikel 5. 
In dringenden Fällen kann die Annahme oder Entlaſſung eines Lotterie⸗ 
einnehmers auch ohne vorgängige Mitteilung an die nach Artikel 5 Abſ. 4 be⸗ 
zeichnete elſaß⸗lothringiſche Behörde erfolgen. 
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Zu Artikel 6. 

1. War der reine Einſatzpreis eines Loſes oder der Prozentſatz der plan⸗ 
mäßigen Gewinnabzüge des Staates nicht in den beiden für die Bemeſſung 
einer Rente oder der nachträglichen Rentenerhöhung nach Artikel 6 maßgebenden 
Lotterien der gleiche, ſo wird der ſich aus den Einſatzpreiſen und Gewinnabzugs⸗ 
ſätzen ergebende durchſchnittliche Einſatzpreis und Gewinnabzug ermittelt und der 
der Rentenbemeſſung und Rentenerhöhung zu Grunde zu legende Einheitsſatz 
von 40 % in demſelben Verhältniſſe geändert, in dem jener durchſchnittliche 
Einſatzpreis oder Gewinnabzug von dem gegenwärtigen von 161 und 14 vom 
Hundert abweicht. Haben ſowohl der Einſatzpreis als auch der Gewinnabzug 
Anderungen erfahren, ſo beſtimmt ſich die Anderung des Einheitsſatzes nach dem 
Verhältniſſe ſowohl des durchſchnittlichen Einſatzpreiſes als auch des durch 
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ſchnittlichen Gewinnabzugs zu dem gegenwärtigen. Betrug alſo beiſpielsweiſe der 
reine Einſatzpreis bei einer der maßgebenden beiden Lotterien wie gegenwärtig 
161% A, bei der anderen aber 165 / und der Gewinnabzug bei je einer dieſer 
Lotterien 14 und 13 vom Hundert, fo bilden den Durchſchnitt des Einſatzpreiſes 


2 
un 163 ½ M und den des Gewinnabzugs 5 = 13% vom 


Hundert, und der Einheitsſatz ſtellt fich demnach auf nn 5 15 b 
alfo nach Artikel 6 Abſ. 3 am Ende abgerundet auf 38,7 M. 

2. Solange die Berechnung der Rente nach Artikel 6 Abſ. 2, 3 noch nicht 
fertiggeſtellt ift, erfolgen die Rentenzahlungen in den erſten acht Jahren nach 
dem vereinbarten Jahresbetrag, in den folgenden Jahren nach der im Vorjahre 
gezahlten Jahresſumme. Ergibt ſich bei der demnächſtigen Feſtſtellung, daß der 
Elſaß-Lothringiſchen Regierung ein geringerer oder ein höherer als der gezahlte 
Betrag zuſtand, ſo wird der zuviel gezahlte Betrag je zur Hälfte von den beiden 
zunächſt fällig werdenden Raten gekürzt, ein zu wenig gezahlter der zunächſt 
fälligen Rate hinzugeſetzt. 

3. Der Präſident der Königlich Preußiſchen General⸗Lotteriedirektion wird 
dem Kaiſerlichen Miniſterium für Elſaß⸗Lothringen, Abteilung für Finanzen, 
Handel und Domänen, jedesmal nach Abſpielung von je zwei Königlich 
Preußiſchen Klaſſenlotterien, tunlichſt ſpäteſtens fünf Monate nach dem Ende 
der Ziehung der zweiten dieſer Lotterien, Mitteilung über den Loſeabſatz machen, 
der in ihnen von den in Elſaß⸗Lothringen beſtellten Einnehmern erzielt worden 
und nach Artikel 6 Abſ. 2 für die nächſte Rentenbemeſſung maßgebend iſt, auch 
der bezeichneten Behörde von dem Plane jeder Königlich Preußiſchen Klaſſen⸗ 
lotterie nach deſſen Feſtſtellung Kenntnis geben. 

4. Wenn im Falle eines Krieges oder ſonſtigen Ereigniſſes Lotterien in 
einem Berechnungsjahre nicht abgeſpielt werden oder nur eine Lotterie ſtattfindet, 
ſo ermäßigt ſich die an Elſaß⸗Lothringen zu zahlende Rente entſprechend. 5 

Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei 
Ausfertigungen des Vertrags ſind hierauf von den beiderſeitigen Kommiſſaren 
unterzeichnet und unterſiegelt worden, und es haben die beiderſeitigen Kommiſſare 
je eine Ausfertigung des Vertrags und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 


So geſchehen in Berlin, den 28. April 1910. 


= 38,969, 


(L. S.) Bonnenberg. (L. S.) Nobis. 
(L. S.) Schmidt-Dargitz. 
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(Nr. 11083.) Bekanntmachung der Miniſterialerklärung vom 22. Auguſt 1910 zu dem zwiſchen 
der Königlich Preußiſchen Regierung und dem Kaiſerlichen Statthalter in 
Elſaß⸗Lothringen abgeſchloſſenen Staatsvertrage vom 28. April 1910 zur 
Regelung der Lotterieverhältniſſe. Vom 31. Oktober 1910. 


Miniſterialerklärung. 


Der von dem Präſidenten der General-Lotteriedirektion, Geheimen Ober— 
finanzrat und vortragenden Rate im Finanzminiſterium Bonnenberg und dem 
Geheimen Legationsrat und vortragenden Rate im Auswärtigen Amte Schmidt⸗ 
Dargitz als Königlich Preußiſchen Kommiſſaren und dem Miniſterialrate Dr. Nobis 
als Kommiſſar des Kaiſerlichen Statthalters in Elſaß⸗Lothringen am 28. April 1910 
in Berlin unterzeichnete Staatsvertrag zur Regelung der Lotterieverhältniſſe nebſt 
dem dazu gehörigen Schlußprotokolle wird nach erteilter landesherrlicher Geneh— 
migung hiermit ratifiziert und es wird ſeine Erfüllung in allen Punkten zugeſichert. 

Zu Urkund deſſen iſt die gegenwärtige Ratifikationsurkunde unter Beidrückung 
des Königlichen Inſiegels ausgefertigt worden. 

Berlin, den 22. Auguſt 1910. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
(L. S.) von Bethmann Hollweg. . 


Vorſtehende Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklärung 
des Kaiſerlichen Statthalters in Elſaß⸗Lothringen vom 27. Oktober 1910 aus⸗ 
getauſcht worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 


Berlin, den 31. Oktober 1910. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
von Kiderlen. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefesfammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 Ab 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 % find an die Poſtanſtalten zu richten. 


